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Inhalt: Geſetz, betrafen Erweiterung des Stadtkreiſes Hannover, S. 107. — Verordnung, betreffend 
vorläufige Anderung von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, S. 198. 


(Nr. 11832.) Geſetz, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Hannover. Vom 15. De⸗ 
zember 1919. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche ee eee hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
SE 

Die Stadtgemeinde und der Stadtkreis Linden wird mit Wirkung vom 
1. Januar 1920 ab unter den in der Anlage 1 der Begründung zum Entwurfe 
dieſes Geſetzes enthaltenen, von dem Regierungspräſidenten im Amtsblatte der 
Regierung zu Hannover zu veröffentlichenden Bedingungen der Stadtgemeinde und 
dem Stadtkreiſe Hannover einverleibt. 


7 82. 

Mit dem im $ 1 bezeichneten Zeitpunkte gehen alle Rechte und Pflichten 
der bisherigen Stadtgemeinde und des Stadtkreiſes Linden auf die vergrößerte 
Stadtgemeinde Hannover über. Insbeſondere werden Gemeindeabgaben jeder Art, 
die in Linden veranlagt, aber noch nicht entrichtet ſind, für die Stadtgemeinde 
Hannover forterhoben. 

93. 

Der Magiſtrat in Hannover erhält mit Verkündung dieſes Geſetzes die 
Befugnis, wegen des Überganges aus dem alten in das neue Verhältnis das 
Erforderliche zu veranlaſſen. 

Berlin, den 15. Dezember 1919. i dt 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Si Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
am Zehnhoff. Oeſer. 
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(Nr. 11833.) Verordnung, betreffend vorläufige Anderung von Gerichtsbezirken anläßlich der 
Ausführung des Friedensvertrags. Vom 24. Dezember 1919. 


Au Grund des Artikel 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 GGeſetzſamml. 


S. 115) über Ermächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern 


zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung 
des Friedens vertrags beſtimme ich: 


SE 

Die Verordnung vom 4. September 1919, betreffend vorläufige Anderung 
von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, GGeſetz⸗ 
ſamml. S. 145) tritt mit Ausnahme der Ziffern 1, 2, 4, 5 und 11 des § 1 
ſowie der Ziffer 9 des § 1, ſoweit dieſe die Zulegung des Reſtes des Amts⸗ 
gerichtsbezirkes Tirſchtiegel zum Amtsgerichte Meſeritz betrifft, am 1. Januar 1920 
in Kraft. 

92. 

Der § 3 der Verordnung, betreffend vorläufige Anderung von Gerichts⸗ 
bezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, vom 1. Oktober 1919 
GGeſetzſamml. S. 157) wird wie folgt abgeändert: 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Verordnung bleibt weiterer Be⸗ 
ſtimmung vorbehalten. 

§ 3. 

Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 

Berlin, den 24. Dezember 1919. 


Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 
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